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Raphael Frei, Kantonalpräsident

Digitale Fähigkeiten sind im heutigen 
Berufsalltag von grösster Wichtigkeit. 
Auch die Volksschule ist dem Wandel 
ausgesetzt. So besass die Schule in 
Vergangenheit das Wissensmonopol 
– Wissen wurde den Schülerinnen und 
Schülern vermittelt. Heute ist Wissen 
aber dank der Digitalisierung überall 
greifbar. Die Volksschule muss den 
Schülerinnen und Schülern deshalb 
die Kompetenz vermitteln, wie man an 
dieses Wissen gelangen kann und wie 
man digitale Technologien passend 
einsetzt. Dies wird auch von der Wirt-
schaft erwartet.

Messbare Effekte zweifelhaft
Die Regierung hat im September den 
Entwurf für die sogenannte «IT-Bil-
dungsoffensive» veröffentlicht und die 
Parteien zur Vernehmlassung eingela-
den. Am Anfang des Prozesses stand 
eine überparteiliche Motion unter Mit-
wirkung der FDP. Das von der Regie-
rung nun vorgestellte Projekt sieht vor, 
75 Millionen Franken in eine IT-Bil-

dungsoffensive zu investieren. Die 
FDP begrüsst grundsätzlich die von 
der Regierung vorgeschlagene Stoss-
richtung zur Behebung des Fachkräf-
temangels und zum Aufbau digitaler 
Kompetenzen. Wir erwarten aber vom 
definitiven Entwurf noch klare Verbes-
serungen. Denn direkt spür- und mess-
bare Effekte der geplanten Investition 
scheinen zum aktuellen Zeitpunkt 
noch nicht gegeben. Dafür fehlen 

neben den formulierten Zielsetzungen 
greifbare Massnahmen. Bereits be-
stehende Lehrgänge, zum Beispiel an 
den Höheren Fachschulen, sind zudem 
in der Vorlage gar nicht berücksichtigt. 
Diese Lehrgänge sind aber ebenfalls 
sehr zentral. Eine Umsetzung von Bil-
dungsmassnahmen lassen in diesem 
Bereich hohe Effekte erwarten. 

Fortsetzung auf Seite 3

Digitale Kompetenzen sind bereits ab der Volksschule wichtig.
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Editorial

Fragen, die nach Antworten verlangen
Liebe Leserinnen und Leser

Erinnern Sie sich noch an die «Frei-
sinn»-Ausgabe vom November 2016, 
in der wir uns über die Anpassung des 
Spitalstatuts zugunsten einer Einfluss-
nahme durch Regierungsrätin Heidi 
Hanselmann auf die Geschäfte der 
Spitalverbunde geärgert haben? Etwa 
gleichzeitig haben wir parteiübergrei-
fend auch eine Interpellation zur un-
erwünschten Einflussnahme durch das 
Departement auf den Verwaltungsrat 
der Spitalverbunde eingereicht. Die 
Antwort war damals nicht überzeu-
gend. Zwischenzeitlich kann nach 
einer erneuten Anpassung des Spital-
statuts festgestellt werden, dass unse-
rer Forderung entsprochen wurde. 
Eine erfreuliche Entwicklung. 

Besorgniserregende Entwicklung
Weniger erfreulich dürfte sich die 
Kostenentwicklung im Spitalwesen 
auswirken. Aktuell zeigen diverse neu 
gebaute bzw. erneuerte Spitäler in 
Nachbarkantonen – z. B.Triemli- oder 
Waidspital – massive Defizite. Insbe-
sondere das Triemlispital ächzt unter 
den Baukosten und sieht sich nicht in 
der Lage, die notwendigen Eigenmit-
tel aufzubringen. Aber auch die Situa-
tion im Kanton St. Gallen lässt aufhor-
chen. Es ist z. B. zu vernehmen, dass 
das Bauprojekt des Spitals Altstätten 
durch Einsprachen blockiert ist. Dar-
aufhin und in Hinblick auf die Ent-
wicklungen im Kanton Zürich haben 

wir die Regierung gefragt, was sie 
unternähme, wenn die Spitalbaupro-
jekte nicht mehr finanzierbar wären, 
und ob Anpassungen bei diesen Bau-
projekten geprüft werden. Wir erwar-
ten die Antwort gespannt! 

Fiasko vermeiden
In der Beantwortung einer weiteren 

von der FDP getragenen Interpellation 
«Spitalverbunde des Kantons St. Gal-
len – gerüstet für die Zukunft?» 
schreibt die Regierung, dass für die 
Finanzierung der Investitionsvorhaben 
Tariferhöhungen notwendig sind. 
Mindestens im ambulanten Bereich 
tritt nun genau das Gegenteil ein. Hier 
drängt sich eine weitere Frage auf: 
Wie gedenkt die Regierung die Tarif-
erhöhung zu erreichen angesichts der 
nun gegenteiligen Entwicklung? Die 
FDP wird die Spitalfinanzen weiterhin 
genau beobachten und versuchen, das 
vorprogrammiertes Fiasko zu verhin-
dern. Deshalb wird sich die FDP-De-
legation in der Finanzkommission 
dafür einsetzen, dass die Kostenrech-
nungen der einzelnen Spitäler der Fi-
nanzkommission zur Beurteilung of-
fengelegt werden. 

Kostentransparenz  
bei Mietraumkosten
Zentrale Steuerungselemente der Kan-
tonsfinanzen sind der Personalauf-
wand sowie die Mietraumkosten. Die 
FDP hat sich dafür eingesetzt, dass der 
Kantonsrat nicht mehr einzelne neue 
Stellen bewilligt, sondern den Perso-
nalkredit global steuert und es der Re-
gierung überlässt, wie der Stellenbe-
darf über Departemente und Dienst-
stellen verteilt wird. Das Budget 2018 
zeigt, dass sich unser Einsatz gelohnt 
hat und sich die Personalkosten stabi-
lisieren. Die Regierung wird beweisen 
müssen, dass sie die neu erhaltene Ver-

antwortung auch in Zukunft wahr-
nimmt. Abweichungen oder Umge-
hungen wird die FDP nicht tolerieren! 
In Bearbeitung ist der Auftrag, die 
Mietkosten auf die einzelnen Dienst-
stellen herunterzubrechen. Erst so 
wird es möglich, den Raumbedarf der 
einzelnen Dienststellen nach betriebs-
wirtschaftlichen Grundsätzen zu be-
urteilen. Dieses Projekt ist in Arbeit 
und dürfte in einem Jahr umgesetzt 
werden. Auch hier hat sich die FDP 
massgeblich für eine Kostentranspa-
renz eingesetzt.

Bahnanschluss nicht verlieren
Die St. Galler Industrie hat schweiz-
weit den zweitgrössten Exportanteil. 
Diese Ausgangslage gilt es zu stärken, 
und wir müssen verhindern, dass unse-
re gut ausgebildeten St. Gallerinnen 
und St. Galler nach Zürich ziehen, weil 
sie dort interessante Arbeitsplätze vor-
finden und das Pendeln zu wenig at-
traktiv ist. Beim übernächsten Bahn-
ausbauschritt dürfen wir deshalb nicht 
abgehängt werden – dafür müssen wir 
uns beim Bund einsetzen. Unsere 
Städte St. Gallen und Wil müssen 
ihren Anschluss an Zürich behalten, 
indem die Kapazität des Schienennet-
zes zwischen Zürich und St. Gallen 
ausgebaut wird und gleichzeitig der 
Zeitbedarf für die Verbindung St. Gal-
len–Zürich auf unter eine Stunde fällt. 

Beat Tinner,  
Fraktionspräsident

Beat Tinner

(red.) Der langjährige Geschäftsführer 
und Fraktionssekretär Adrian Schu-
macher hat die Geschäftsstelle per 
Ende September verlassen. Die Partei-
leitung dankt Adrian Schumacher für 
den unermüdlichen Einsatz zugunsten 
der Partei sowie der Fraktion. Mitte 
September wurde Christoph Graf als 
Nachfolger gewählt. Der 27-Jährige 

hat in Zürich Germanistik, Philoso-
phie und Politikwissenschaften stu-
diert und war für den St. Galler Frei-
sinn schon in verschiedenen Funktio-
nen tätig. Er hat die Geschäfte kom-
missarisch und in Zusammenarbeit 
mit der Parteiführung bereits über-
nommen. Offizieller Stellenantritt ist 
der 1. Dezember 2017. Adrian Schumacher Christoph Graf

Hinweis

Wechsel auf der Geschäftsstelle
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Zuerst strukturelle Probleme  
lösen
Es ist erfreulich zu sehen, dass eine 
Vernetzung von Wirtschaft und Bil-
dung angestrebt wird. Allerdings soll 
vor allem auch das duale Bildungssys-
tem nicht ausser Acht gelassen wer-
den. Die notwendigen basalen IT-
Kenntnisse müssen bereits in der 
Volksschule sowie auf der Sekundar-
stufe II vermittelt werden. Dafür gilt 
es aber – vor der entsprechenden Um-
setzung von Massnahmen im Rahmen 
des diskutierten Sonderkredits –, Feh-
ler aus der Vergangenheit auszuräu-
men. So zum Beispiel strukturelle 
Probleme. Dafür braucht es nicht diese 
Bildungsoffensive. Dies ist ein Grund-
auftrag an die Volksschule. 

Duale Berufsbildung  
als Erfolgsfaktor
In der Vorlage fehlt der klare Fokus 
auf die Berufsbildung und die darauf 
vorbereitende Sekundarstufe I. Denn 

vor allem auch künftige Lehrabgänger 
sind bei der Beseitigung des Fachkräf-
temangels von grosser Wichtigkeit. 
Sie helfen der hochkompetitiven, in-
novativen und exportorientierten 
St. Galler Industrie genauso wie Ab-
solventen der tertiären Stufe, welche 
in der Vorlage mit dem «Digitial Cam-
pus» und neuen Lehrgängen an der 
HSG und an den Fachhochschulen gut 
bedacht sind. 

Folgekosten nicht berücksichtigt
Mit einem kritischen Auge ist auch der 
finanzielle Aspekt der Vorlage zu be-
trachten. Der Bericht spricht zwar von 
jährlichen Belastungen im Kantons-
budget von «nur» 4,4 Millionen 
Schweizer Franken, berücksichtigt 
aber die Folgekosten u. a. für die Ge-
meinden nicht. Insbesondere die hohen 

Kosten sind für die FDP vor dem Hin-
tergrund relevant, dass der Aufgaben- 
und Finanzplan des Kantons für die 
Jahre 2018–2020 schon ohne die IT-
Bildungsoffensive mit einem jährli-
chen Aufwandüberschuss von 30 bis 52 
Millionen Schweizer Franken rechnet.

Durch Fortschritt in die Zukunft
Mit der IT-Bildungsoffensive will die 
Regierung einen Sondereffort initiie-
ren, um Bildungsrückstände auf- und 
Vorsprünge herauszuholen, dies ist 
gut so. Ein wichtiges Anliegen der 
FDP, die Vernetzung von Bildung und 
Wirtschaft, wird angegangen. Aller-
dings sehen wir auch hier noch Opti-
mierungsbedarf, damit der Kanton 
St. Gallen dann tatsächlich digital 
kompetent in die Zukunft schreiten 
kann!

Fortsetzung von Seite 1

Kommentar

Kein Anlass, pessimistisch zu sein
Von der Digitalisierung geht  Gefahr aus – hört man oft. Die Fakten sprechen aber eine andere Sprache. Nicht Regulie-
rung und Aktionismus machen uns fit für die Zukunft, sondern das Vertrauen in den Markt und eine kluge Bildungspolitik. 

Christoph Graf, Geschäftsführer 
und Fraktionssekretär

In einer kürzlich veröffentlichten Stu-
die von Avenir Suisse findet sich eine 
bemerkenswerte Aussage: «Um es 
gleich vorwegzunehmen: Selten war 
die Diskrepanz zwischen wahrgenom-
mener und tatsächlicher Entwicklung 
so gross wie bei der Digitalisierung.» 
So stellt uns die Digitalisierung nicht 
nur vor eine technische und gesell-
schaftliche Herausforderung, sondern 
vor allem auch vor eine politische. Die 
Debatte um die Digitalisierung ist von 
zwei grundverschiedenen Sichtweisen 
geprägt: Die einen blicken mit Opti-
mismus in die Zukunft, die anderen 
warnen pessimistisch vor all den 
schlechten Entwicklungen: «Im Kan-
ton Genf diskutiert man eine Straf-
steuer für Self-Scanning-Kassen. Im 
Bundeshaus postulieren Gewerkschaf-
ter unter dem Deckmantel des Ge-
sundheitsschutzes für Arbeitnehmen-
de ein E-Mail-Verbot nach Feierabend. 
Gemeinsam ist diesen Bemühungen, 
dass mit dem Kochbuch der Regulie-

rung und der staatlichen Intervention 
das Zeitalter der digitalen Veränderun-
gen gestoppt oder zumindest verzögert 
werden soll», schreibt Avenir Suisse in 
besagter Studie. Gerade diese Angst 
vor der «Vernichtung» von Arbeits-
plätzen, der Verschlechterung von 
Arbeitsbedingungen, ja vor der Inva-
sion der Maschinen führt uns Freisin-
nigen vor Augen, wie Freiheit und 
Fortschritt auch in diesem Bereich täg-
lich unter Druck geraten. 

Digitalisierung schafft Jobs
Bei einer solch enorm wichtigen De-
batte müssen wir aber zuerst die Fak-
ten betrachten und nicht gedankenlos 
in den öffentlichen Hype um diese 
Entwicklungen einsteigen. Aktuell 
lassen sich empirisch keine negativen 
Folgen der Digitalisierung auf den 
Arbeitsmarkt und die Arbeitsbedin-
gungen feststellen. Selbstverständlich 
gibt es eine Dynamik – es gehen Tätig-
keiten in der Industrie verloren, ein-
zelne Aufgaben werden neu durch 
Maschinen übernommen. Neue Ma-
schinen ersetzen den Menschen und 

seine Arbeit aber nicht – sie ergänzen 
ihn. Die Maschinen erhöhen die 
Arbeitsproduktivität und damit die 
Nachfrage. Die positiv stimulierte 
Nachfrage wiederum führt zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze und bildet 
deshalb sogar eine Voraussetzung für 
die Schaffung neuer Jobs. 

Bildungspolitik als effizientestes 
Instrument
Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass wir nicht mit der grossen Kelle 
anrühren und auf etwaige vermutete 
Entwicklungen reagieren sollten. 
Vielmehr müssen wir die Freiheit ver-
teidigen und auf den Markt sowie die 
Innovationskraft von Wirtschaft und 
Gesellschaft vertrauen. Der Staat darf 
auch in diesem Bereich nicht ängstlich 
und vorauseilend regulieren, sondern 
muss lediglich die richtigen Rahmen-
bedingungen setzen. Und gerade hier 
sind wir im Kanton St. Gallen grund-
sätzlich auf dem richtigen Weg: «Die 
Bildungspolitik ist wohl das liberalste 
Instrument, mit dem der Staat digitale 
Umwälzungen auf den Arbeitsmarkt 

begleiten und abfedern kann. Es ist 
auch das effizienteste.»

Informatikunterricht  
und Allgemeinbildung
Dabei bestärkt die Studie insbesonde-
re auch den Weg, den die FDP mit 
ihrer Vernehmlassungsantwort zur IT-
Bildungsoffensive beschritten hat: 
stärkere Berücksichtigung der Volks-
schule und der Berufslehre sowie In-
vestitionen in den eigentlichen Unter-
richt und weniger in die Schaffung 
neuer Institute. Dabei plädiert Avenir 
Suisse insbesondere auch für die Stär-
kung des Informatikunterrichts ab der 
Grundstufe sowie insgesamt den Aus-
bau der Allgemeinbildung auf allen 
Stufen: «Jede und jeder sollte wenigs-
tens in den Grundzügen verstehen, wie 
diese Maschinen technisch funktionie-
ren und – noch wichtiger – auf wel-
chen Prinzipien und innerer Logik die 
Digitalisierung fusst.» 

Wenn die Roboter kommen. Den Arbeits-

markt für die Digitalisierung vorbereiten. 

Avenir Suisse, Oktober 2017.

Raphael Frei
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Jungfreisinnige

NoBillag heisst nicht NoSRG,  
sondern mehr Freiheit und Markt
Am 4. März 2018 stimmt die Schweiz über die NoBillag-Initiative ab, welche gemeinsam von den 
Jungfreisinnigen und der jungen SVP lanciert wurde. Mit der Annahme der Initiative würden  
die  Gebühren für die SRG wegfallen. Die rund 400 Franken für Privatpersonen sowie die beiden 
 Gebühren für Unternehmen würden künftig entfallen und die SRG müsste sich neu orientieren.  
Die Jungfreisinnigen St. Gallen sind davon überzeugt, dass dies der richtige Schritt ist.

Noël Dolder, 
Kantonalpräsident JFSG, 
und Jan Bauer,  
Leiter Kommunikation 
JFSG

Erst kürzlich wurde be-
kannt, dass ab Januar 2019 
die Billag-Gebühren für 
Privathaushalte von heute 
abgerundet 451 Franken 
auf 365 Franken pro Jahr 
fallen werden. Der Bundes-
rat will damit gegen die 
NoBillag-Initiative werben. 
Weniger bekannt ist, dass 
die Gebührensenkung bei 
den Privaten durch Mehr-
belastung der Unternehmen 
kompensiert wird. Insge-
samt muss die SRG also 

nicht mit wesentlich weniger Geld 
auskommen, im Gegenteil. Seit ihrer 
Einführung sind sowohl die Anzahl 
Haushalte als auch die Anzahl Unter-
nehmen massiv angestiegen, ohne 
dass jemals Gebühren gesenkt wur-
den.

Private und Unternehmen 
entlasten
Mit der Zustimmung zur vorliegenden 
Initiative bietet sich also erstmals die 
Gelegenheit, die bestehende Gebüh-
renordnung abzuschaffen und sowohl 
Private als auch Unternehmen finan-
ziell stark zu entlasten. Sind Sie sich 
bewusst, dass Sie heute über einen 
Franken pro Tag an Billag-Gebühren 
zahlen, um drei Fernseh- und sechs 
Radiosender zu empfangen? Mit 
einem Anteil von 94 Prozent gehen 

nämlich fast sämtliche 
Gelder, die von den fast 
300 Mitarbeitern bei der 
Billag eingenommen wer-
den, an die SRG.

Neuorientierung 
notwendig
Die Zustimmung zur No-
Billag-Initiative wäre ein 
radikaler Schritt. Dieser 
Weg ist aber der einzig 
richtige, um die SRG von 
ihrer Trägheit zu befreien. 
Sie kann sich dann struktu-
rell anpassen, innovativer 
sein und bspw. stärker auf 
Online-Medien setzen. 
Insgesamt soll sich die 
SRG mehr am Markt 
orientieren und unabhän-
giger berichten.

Andere Modelle wären denkbar
Ohne Gegenvorschlag oder Mittelweg 
präsentieren uns Bundesrat und Parla-
ment die Initiative. Die beiden ge-
nannten Gründe sind immer die glei-
chen: der befürchtete Untergang der 
SRG und die leidenden Sprachregio-
nen. Dass es durchaus denkbare Zu-
kunftsbilder für eine SRG ohne Billag-
Gebühren gibt, zeigt ein Modell von 
Avenir Suisse. Bei dieser Idee würde 
die SRG künftig als «Public Service 
Provider» keine eigenen Kanäle mehr 
betreiben und stattdessen hochwertige 
Inhalte für Dritte produzieren. Insge-
samt führt die Initiative zu mehr Ent-
lastung und hilft der SRG, sich von der 
Trägheit zu lösen und neue, unabhän-
gigere Wege einzuschlagen. Das wäre 
zu begrüssen.

Sammelaktion an der OFFA 2015. Die Jungfreisinnigen Kanton St. Gallen haben masssgeblich zum Erfolg der Initiative 
beigetragen. BILD: CHRISTOPH GRAF

Ankündigung

Wahlfeier Karin Keller-Sutter
(red.) Am 27. November 2017 wird 
unsere Ständerätin Karin Keller-Sutter 
zur Präsidentin des Ständerats ge-
wählt. Das wollen wir natürlich ge-
bührend feiern! Die Wahlfeier findet 
am Mittwoch, 29. November, in Wil 
statt. Ab 17.30 Uhr wird der Bevölke-
rung auf dem Hofplatz ein Apéro offe-
riert und ab 18.15 Uhr führt ein Cor-
tège durch die Wiler Innenstadt. Alle 
Freisinnigen des Kantons sind herzli-
che eingeladen, an diesen Festlichkei-
ten teilzunehmen und unsere dann 
frischgebackene Ständeratspräsiden-
tin damit zu ehren. Ständerätin Karin Keller-Sutter
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Aus den Kantonen

Entscheidende Wahlen stehen an

Hohe Ziele 
Nach mehrheitlich erfolgreichen kantonalen Wahlen 2017 stehen im neuen Jahr diverse 
 Gesamterneuerungswahlen an. Ein kurzer Überblick soll zeigen, wo die Kantonalparteien stehen 
und was ihre Ziele sind. 

Nidwalden

Stefan Bosshard, Präsident  
FDP.Die Liberalen Nidwaldner

Am 4. März 2018 finden im Kanton 
Nidwalden Gesamterneuerungswahlen 
statt. Zu wählen sind sieben Regie-
rungsräte im Majorzverfahren und 60 
Landräte – so nennen wir das Kantons-
parlament in Nidwalden – im Proporz-
verfahren mit dem klingenden Namen 
«Doppelter Pukelsheim». Unsere Ziele 
für diese Wahlen sind klar: Im Regie-
rungsrat wollen wir mindestens unsere 
beiden Sitze behalten. Da insgesamt 
zwei der sieben Regierungsräte, dar-
unter Yvonne von Deschwanden 
(FDP), nicht mehr antreten, werden wir 
mit unserem bisherigen Regierungsrat 
und Finanzdirektor Alfred Bossard und 

mindestens einem neuen Kandidaten 
zu den Wahlen antreten. Die Nomina-
tion der Regierungsratskandidaten fin-
det am 11. Januar 2018 statt.

Mit 15 der insgesamt 60 Sitze im 
Landrat hat die FDP Nidwalden einen 
Anteil von 25 Prozent. Wir haben uns 
zum Ziel gesetzt, mindestens einen 
oder zwei Sitze dazuzugewinnen und 
zur zweitstärksten Fraktion im Land-
rat aufzusteigen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, ist es für uns wichtig, in 
jeder einzelnen Gemeinde eine volle 
Liste mit guten Kandidaten präsentie-
ren zu können.

Mit dem Schwung des Erfolgs der 
FDP.Die Liberalen im Rücken sind wir 
zuversichtlich, unsere Ziele zu errei-
chen – für ein Nidwalden in Bestform.

Obwalden

Jonas Reif, Geschäftsführer  
FDP.Die Liberalen Obwalden

Während der letzten 12 Jahre hat die 
FDP in Obwalden laufend an Partei-
stärke verloren, was sich jedoch nicht 
auf die Sitze im Parlament auswirkte. 
Wir dürfen im Parlament konstant 10 
Sitze (von 55) besetzen, dies obwohl 
der Wähleranteil von 20,9 auf 17 Pro-
zent gesunken ist.

Unser Ziel ist es, die kantonale Par-
teistärke wieder auf 20 Prozent zu er-
höhen und damit verbunden einen zu-
sätzlichen Sitz zu gewinnen. Mit zwei 
Regierungsratssitzen hat die FDP über 
mehrere Legislaturperioden massge-
bend die Exekutivarbeit mitgeprägt 
(bspw. erfolgreiche Steuerstrategie). 

Leider haben wir bei der letzten Er-
satzwahl auf eine Regierungsratskan-
didatur verzichten müssen. Inwiefern 
es bei der kommenden Gesamterneue-
rungswahl unsere Strategie sein wird, 
den zweiten Sitz zurückzuerobern, 
werden wir in den kommenden Wo-
chen festlegen.

In einem kleinen Kanton wie Ob-
walden werden vornehmlich Personen 
und nicht Parteien gewählt, entspre-
chend müssen wir aufgrund der Kan-
didatenpotenziale die Parteistrategie 
definieren. Unser primäres Ziel ist es, 
in Obwalden sowohl in der Exekutive 
wie in der Legislative eine auf Eigen-
verantwortung basierende bürgerliche 
Politik weiter zu stärken.

Bern

Stefan Nobs,  
Geschäftsführer FDP Bern 

Im Kanton Bern stehen am 25. März 
2018 die Gesamterneuerungswahlen 
des Grossen Rates und des Regie-
rungsrates an. Die FDP will im Kan-
tonsparlament um 5 Sitze zulegen. Im 
Moment verfügen die Freisinnigen 
über 17 Mandate. Kantonalparteiprä-
sident Pierre-Yves Grivel: «Das Ziel 
ist ambitiös, aber wir haben unsere 
Ergebnisse in den einzelnen Wahlkrei-
sen bei vergangenen Wahlen analy-
siert und sind überzeugt, dass wir in 
mehreren Regionen Sitze dazugewin-
nen können.»

Bei den Regierungsratswahlen wol-
len die Freisinnigen den Sitz des zu-
rücktretenden Hans-Jürg Käser halten. 
Bereits Ende Mai haben die Delegier-
ten Grossrat Philippe Müller für die-
ses Amt nominiert.

Gemeinsam mit den anderen bür-
gerlichen Parteien BDP, EDU und 
SVP will die FDP die 2016 zurück-
gewonnene bürgerliche Mehrheit in 
der Kantonsexekutive verteidigen.

«Der Kanton Bern braucht eine bür-
gerliche Regierung und ein bürgerli-
ches Parlament, damit wir gemeinsam 
den Kanton Bern vorwärtsbringen 
können», so Pierre-Yves Grivel.

Graubünden

Vera Stiffler,  
Geschäftsführerin und Fraktions-
präsidentin FDP Graubünden

Die FDP Graubünden hat sich zum 
Ziel gesetzt, weiterhin stärkste Partei 
im Grossen Rat zu bleiben und unse-
ren bisherigen Regierungsrat glanz-
voll zu bestätigen. Der Bündner 
 Grosse Rat besteht aus 120 Mitglie-
dern und fünf Regierungsräten. Die 
FDP, als stärkste Fraktion im Kanton, 
stellt 35 Mitglieder (CVP 31, BDP 27, 
SP 16, SVP 9, GLP 2). Der bisherige 
FDP-Regierungsrat Christian Rath-
geb ist einer von fünf Regierungsrä-

ten. Er kandidiert für eine weitere 
Legislatur. 

Graubünden ist einer der Majorz-
kantone. Das heisst, dass der Grosse 
Rat alle vier Jahre und innerhalb von 
39 Wahlkreisen nach dem Mehrheits-
wahlverfahren gewählt wird. Der 
Wahlkampf findet in den drei Kan-
tonssprachen Deutsch, Italienisch und 
Romanisch statt, wobei es bei der ro-
manischen Sprache fünf verschiedene 
Idiome, eine Art Dialekt, gibt. Die 
FDP ist in zahlreichen Kreisen gut 
vertreten. Dies dank gezielter Arbeit 
an der Basis und dank starker Persön-
lichkeiten.


